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Rahmendienstvereinbarung

über den Einsatz und die Anwendung von EDV-Systemen innerhalb der kreuznacher diakonie 

zwischen der
kreuznacher diakonie


Kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts


Ringstraße 58


55543 Bad Kreuznach


vertreten durch den Vorstand,


Herrn Pfarrer Dietrich Humrich und Herrn Dr. Frank Rippel,

und der
Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie


Ringstraße 60


55543 Bad Kreuznach


vertreten durch den Vorsitzenden Herrn Andreas Ullrich.

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Rahmendienstvereinbarung gilt für alle Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement kreuznacher diakonie.

(2) Sie gilt persönlich für alle Mitarbeitenden der kreuznacher diakonie unabhängig von der mit ihnen arbeitsvertraglich vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit. Außerdem gilt sie für Auszubildende, Praktikanten, ABM-Beschäftigte, Beschäftigte in Qualifizierungsprojekten, sowie Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer.

(3) Sie gilt sachlich für die beabsichtigte Einführung, die Anwendung und die Änderung aller Hardware- und Softwarekomponenten und für alle im Zusammenhang mit dem EDV-Einsatz stehenden organisatorischen und sonstigen technischen Maßnahmen. Diese Dienstvereinbarung gilt nicht für sukzessive Anpassungen an den technischen Fortschritt. 

§ 2

Begriffsbestimmungen
(1) Ist ein Arbeitsplatz eines Mitarbeitenden unabhängig von seinem Beschäftigungsumfang mit einem EDV-System versehen, so ist dieser Arbeitsplatz ein Bildschirmarbeitsplatz.

(2) Bildschirmgerät ist ein Bildschirm zur Darstellung alphanumerischer Zeichen und zur Graphikdarstellung, ungeachtet des Darstellungsverfahrens. 

§ 3

Unterrichtung der MAV, Sachverständige
(1) Alle Maßnahmen nach § 1 Absatz 3 sind von Seiten der Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement kreuznacher diakonie der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie in Verbindung mit den jeweiligen MAV Regionalvertretungen kreuznacher diakonie so rechtzeitig und umfassend bekannt zugeben, dass die Möglichkeit zur Gestaltung/Veränderung gegeben ist.

(2) Umfassend bedeutet, dass die Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement kreuznacher diakonie der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie in Verbindung mit den jeweiligen MAV Regionalvertretungen kreuznacher diakonie die Information vollständig anhand von schriftlichen Unterlagen und in sonstiger geeigneter Weise zur Verfügung stellen. Zu den umfassenden Informationen gehören z. B. Vorstudien (einschließlich Zielbestimmungen und Ist-Analyse), Gesamtkonzeption (einschließlich Arbeitssystemplanung, Pflichtenheft, Sollkonzepte), Detailplanung und Realisierung (einschließlich Programmunterlagen, Zeit- und Mittelplanung für die Umorganisation, Raumplanung und Dokumentation der Probeläufe), Beschreibung der technischen Komponenten, Qualifizierungskonzept, zu erwartende Auswirkungen (betroffene Bereiche, betroffene Beschäftigte, Arbeitsabläufe, Gefährdungen) und Konzepte zur Regelung negativer Folgen.

(3) Die Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie hat das Recht, sich durch externe Sachverständige beraten zu lassen. Das Genehmigungsverfahren und die Kostenerstattung richten sich nach den Vorschriften des Mitarbeitervertretungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Bei jeder Systemeinführung soll eine projektbegleitende Arbeitsgruppe zur Information und Koordination eingerichtet werden. Diese Arbeitsgruppe setzt sich zusammen aus:
(1) Vertreterinnen und Vertreter der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie 

(2) Vertreterinnen und Vertreter der jeweiligen Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement kreuznacher diakonie 

(3) Vertreterinnen und Vertreter des Zentrums für Informationstechnologie.

§ 4

Qualifizierung, Aus- und Weiterbildung
(1) Vor dem Einsatz von EDV-Systemen sowie vor technischen und organisatorischen Änderungen beim Einsatz dieser Systeme werden die betroffenen Mitarbeitenden rechtzeitig und umfassend über die Arbeitsmethoden und über ihre Aufgaben unterrichtet und qualifiziert. 

(2) Für die Unterrichtung und Qualifizierung sind die direkten Vorgesetzten verbindlich verantwortlich.
(3) Vor dem Einsatz von EDV-Systemen sowie vor technischen und organisatorischen Änderungen beim Einsatz dieser Systeme wird der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie in Verbindung mit den jeweiligen MAV Regionalvertretungen kreuznacher diakonie dargelegt, welche Qualifizierungsmaßnahmen vorgesehen sind. Diese Maßnahmen zur Aus- und Weiterbildung finden in der Regel während der Arbeitszeit statt. Finden sie außerhalb der Arbeitszeiten statt, so werden sie auf die Arbeitszeit angerechnet. Anfallende Kosten trägt der jeweilige Geschäftsbereich / Dienstleitungszentrum / Stiftungsmanagement kreuznacher diakonie. Den Mitarbeitenden wird ausreichend Zeit und Gelegenheit zur Einarbeitung gegeben.

(4) Vor Durchführung von entsprechenden Qualifizierungsmaßnahmen legt der jeweilige Geschäftsbereich / Dienstleistungszentrum / Stiftungsmanagement kreuznacher diakonie das Qualifizierungskonzept zur Zustimmung bei der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie in Verbindung mit den jeweiligen MAV Regionalvertretungen kreuznacher diakonie vor; darin werden insbesondere festgelegt:

· Lernziel und Lerninhalt der Qualifizierung

· thematischer und zeitlicher Ablauf und Umfang

· Auswahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
· Zeitpunkt

· Ort, Veranstalter und Referentinnen / Referenten der Qualifizierung

· spätere fachliche Betreuung während der Einarbeitungszeit und Möglichkeiten der Nachschulung.
(5) Bei der Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen sind die Interessen und Bedürfnisse von Frauen und Teilzeitbeschäftigten besonders zu berücksichtigen.

(6) Permanente Aufgabe der Geschäftsführungen der Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement und des Zentrums für Informationstechnologie ist es, einen adäquaten Informationsstand der Mitarbeitenden sicherzustellen. Entsprechende Festlegungen sind der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie zur Kenntnisnahme vorzulegen.
(7) Sofern Schwerbehinderte aufgrund ihrer Behinderung nicht an den allgemeinen Qualifizierungsmaßnahmen teilnehmen können, wird ihnen die Teilnahme an besonderen, gleichwertigen Maßnahmen ermöglicht. Für die Bedienung behinderungsbedingter Zusatzgeräte und -anlagen wird, falls erforderlich, eine eigene, zusätzliche Qualifizierung nach den vorstehenden Grundsätzen angeboten.

(8) Die Mitglieder der Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie in Verbindung mit den Mitgliedern der jeweiligen MAV Regionalvertretungen kreuznacher diakonie, sowie die Mitglieder der Jugendvertretungen kreuznacher diakonie und die Mitglieder der Schwerbehindertenvertretungen kreuznacher diakonie haben das Recht, an den sie betreffenden Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen teilzunehmen. Ihre sonstigen Ansprüche auf Schulungsmaßnahmen ihrer Wahl gemäß Mitarbeitervertretungsgesetz sowie Schwerbehindertengesetz bleiben davon unberührt.

§ 5

Bestandsverzeichnis der EDV-Technik
(1) Das Bestandsverzeichnis wird wie folgt geführt: Für jedes eingeführte EDV-System wird die Maschinenausstattung (Hardware) unter Angabe des Standortes und der Zweckbestimmung (Leistungsspektrum) dokumentiert. Hierzu gehört die Beschreibung des Systems, die angeschlossenen Drucker, aller Leitungsverbindungen und sonstige Peripheriegeräte.

(2) Das EDV-Bestandsverzeichnis wird bei jeder Ergänzung oder Erweiterung des EDV-Systems, der EDV-Technik und der EDV-Anwendungen fortlaufend weitergeführt.

(3) Für die Geräte, die in die Netzwerktechnik der kreuznacher diakonie eingebunden sind, einschließlich der Server, der Netzwerk-PC´s und der Thin Client´s ist das Zentrum für Informationstechnologie kreuznacher diakonie zuständig. Für die nicht vernetzten PC´s, so genannte Stand-Alone-PC´s, sind die jeweiligen Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement zuständig.

(4) Die Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie erhält auf Anforderung ein aktuelles Bestandsverzeichnis durch das Zentrum für Informationstechnologie bzw. durch die jeweiligen Geschäftsbereiche / Dienstleistungszentren / Stiftungsmanagement.

§ 6

Arbeitsplatz-, Qualifikations- und Einkommenssicherung; Arbeitszeit
(1) Im Zusammenhang mit der Einführung, Änderung oder Ergänzung von EDV-Systemen dürfen keine Entlassungen ausgesprochen werden.

(2) Bestehende Arbeitsplätze, die EDV-Unterstützung erhalten, sollten gleichwertig bleiben oder höherwertig sein. Gleichwertig ist ein Arbeitsplatz, wenn die dort anfallenden Tätigkeiten der bisherigen tarifrechtlichen Wertigkeit entsprechen, gleiche Anforderungen an die Qualifikation (Ausbildung und Erfahrung) stellen und die rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten, befördert oder höhergruppiert zu werden, gewahrt bleiben.

(3) Können Mitarbeitende nicht oder nicht mehr auf Bildschirmarbeitsplätzen eingesetzt werden, so sollen ihnen gleichwertige Arbeitsplätze im Sinne des Absatzes 2 angeboten werden.

§ 7

Gesundheitsschutz der Mitarbeitenden
(1) Der erstmalige Einsatz eines Mitarbeitenden auf einem Bildschirmarbeitsplatz bedarf seiner Zustimmung, wenn das 55. Lebensjahr vollendet wurde.

(2) Der Dienstgeber hat den Mitarbeitenden vor Aufnahme ihrer Tätigkeit an Bildschirmgeräten, anschließend in regelmäßigen Zeitabständen sowie bei Auftreten von Sehbeschwerden, die auf die Arbeit an Bildschirmgeräten zurückgeführt werden können, eine angemessene Untersuchung der Augen und des Sehvermögens durch eine fachkundige Person anzubieten. Erweist sich aufgrund der Ergebnisse dieser Untersuchung eine augenärztliche Untersuchung als erforderlich, ist diese zu ermöglichen. 

(3) Den Mitarbeitenden sind im erforderlichen Umfang spezielle Sehhilfen für ihre Arbeit an Bildschirmgeräten zur Verfügung zu stellen, wenn die Ergebnisse einer Untersuchung nach Absatz 2 ergeben, dass spezielle Sehhilfen notwendig und normale Sehhilfen nicht geeignet sind. 

(4) Der Dienstgeber übernimmt die notwendigen Kosten der speziellen Sehhilfe soweit kein anderer Kostenträger zuständig ist. Auf Wunsch und auf Kosten des Mitarbeitenden kann die Ausstattung der Sehhilfe durch Markengläser, Entspiegelung, Gleitsichtgläser oder eine höherwertige Brillenfassung ergänzt werden. Die Erstattung der Kosten erfolgt gegen detaillierte Rechnung, darin sind die zusätzlichen Kosten für eine höherwertige Ausstattung kenntlich zu machen. Für die Fassung werden maximal 50 € erstattet.

(5) Die Untersuchungen werden während der Arbeitszeit durchgeführt. Können die ärztlichen Untersuchungen aus dienstlichen Gründen nur außerhalb der Arbeitszeit der Mitarbeitenden durchgeführt werden, wird die insoweit aufgewandte Zeit als Arbeitszeit gewertet.

(6) Für die arbeitsmedizinischen Untersuchungen sowie die Verordnung der Sehhilfen gelten die BGl 785 „Berufsgenossenschaftlicher Grundsatz für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen „Bildschirmarbeitsplätze“ G 37 SP 5.3“ und die BGl 786 „Sehhilfen am Bildschirmarbeitsplatz, Hilfen für die Verordnung von speziellen Sehhilfen an Bildschirmarbeitsplätzen SP 5.3/1 in der jeweils gültigen Fassung.
§ 8

Mischarbeitsplätze und Unterbrechung der Bildschirmarbeit
(1) Bei der Arbeit an Bildschirmgeräten sollten die Arbeitsinhalte so beschaffen sein, dass Bildschirmarbeiten mit anderen Arbeiten abwechseln. Der Anteil der Bildschirmtätigkeit sollte täglich die Hälfte der arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitszeit der Mitarbeitenden nicht übersteigen.

(2) Zur Verminderung der physischen und psychischen Belastung wird den Mitarbeitenden bei kontinuierlicher, monotoner Bildschirmarbeit (z. B. reiner Schreibtätigkeit), die länger als 60 Minuten dauert, jeweils nach 50-minütiger Tätigkeit Gelegenheit für eine 5- bis 10-minütige Arbeitsunterbrechung gegeben. 

(3) Die Arbeitsunterbrechungen dürfen nicht zusammengezogen und nicht an Beginn oder Ende der täglichen Arbeitszeit gelegt werden. Die Unterbrechungen werden auf die Arbeitszeit angerechnet.

§ 9

Ergonomische Gestaltung der Arbeitsplätze
(1) Bildschirmarbeitsplätze im Sinne des § 2 müssen so beschaffen sein, dass für die Mitarbeitenden eine möglichst geringe arbeitspsychologische und arbeitsphysiologische Belastung entsteht. Dabei ist vom Stand der Technik auszugehen.

(2) Für die Gestaltung, Beschaffenheit, Benutzung und Instandhaltung der Bildschirmarbeitsplätze gelten die in der Anlage beschriebenen Regelungen über die ergonomische Gestaltung der Bildschirmarbeitsplätze in Verbindung mit den Sicherheitsregeln für Bildschirmarbeitsplätze im Bürobereich und die Sicherheitsregeln für Büroarbeitsplätze, herausgegeben vom Bundesverband der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand - BAGUV - (GUV 17.7 und 17.8) in der jeweils geltenden Fassung (Anlage: Ergonomische Gestaltung von Bildschirmarbeitsplätzen). Ebenso gelten das Arbeitssicherheitsgesetz, die Arbeitsstättenverordnung und -richtlinien, die DIN-Normen für Bildschirmarbeitsplätze und Programmergonomie (DIN 66233 und 66234) und die arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse über Bildschirmarbeitsplätze der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung. Weiterhin gelten die Richtlinien der EU in ihrer neuesten Fassung und der Umsetzung der Mindestvorschriften im Anhang des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaft.

(3) Die konkrete Einrichtung und Gestaltung eines neuen und die Umrüstung eines bestehenden Bildschirmarbeitsplatzes erfolgen unter Beteiligung des an diesem Arbeitsplatz beschäftigten Mitarbeitenden und der jeweiligen MAV Regionalvertretung kreuznacher diakonie und bedarf deren Zustimmung.

§ 10

Leistungs- und Verhaltenskontrollen
Jegliche automatisierte Verarbeitung von personenbezogenen oder personenbeziehbaren Daten sowie eine automatisierte Verarbeitung von Daten zur Leistungs- und Verhaltenskontrolle von Mitarbeitenden ist nur im Rahmen einer festgelegten Zweckbestimmung zulässig. Die Zweckbestimmungen werden in ergänzenden Anlagen geregelt.

§ 11

Betriebsbeauftragte/r für den Datenschutz
(1) Die/Der Betriebsbeauftragte für den Datenschutz wird vom Vorstand der kreuznacher diakonie bestellt und abberufen. Sie/Er ist an die Vorschriften des Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) gebunden und bei der Ausübung der Tätigkeit weisungsfrei. Die/Der Betriebsbeauftragte für den Datenschutz ist darüber zu informieren, wer Zugriff auf personengeschützte Daten hat.

(2) Die/Der Betriebsbeauftragte für den Datenschutz sorgt für die Einhaltung der des Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD).
§ 12

Kooperation
Die/Der Betriebsbeauftragte für den Datenschutz und die Gesamtmitarbeitervertretung verpflichten sich zur gegenseitigen Information, Kooperation und Zusammenarbeit.

§ 13

Schlussbestimmungen
(1) Alle Mitarbeitenden nach § 1 dieser Dienstvereinbarung erhalten vom Zentrum für Informationstechnologie diese Rahmendienstvereinbarung in Schriftform.
(2) Ergänzend zu dieser Rahmendienstvereinbarung können weitere Dienstvereinbarungen abgeschlossen werden, die über diese Dienstvereinbarung hinausgehende konkrete Regelungstatbestände des jeweiligen Systems zum Gegenstand haben. 

(3) Weitergehende bestehende und zukünftige Regelungen werden durch diese Rahmendienstvereinbarung nicht berührt. 

(4) Die Vertragsparteien dieser Rahmendienstvereinbarung nehmen bei Streitigkeiten über Grundsatzfragen, die die Auslegung dieser Vereinbarung betreffen, mit dem Ziel einer einvernehmlichen Auslegung unverzüglich Verhandlungen auf. Nach § 36 Absatz 6 Mitarbeitervertretungsgesetz kann die Schlichtungsstelle angerufen werden. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Dienstvereinbarung ihre Gültigkeit verlieren, so bleiben die übrigen Bestimmungen der Dienstvereinbarung hiervon unberührt. Es ist eine unwirksame Bestimmung dem Sinn und der wirtschaftlichen Bedeutung nach durch eine andere wirksame Bestimmung zwischen den Parteien der Dienstvereinbarung zu vereinbaren. Gleiches gilt für den Fall, dass sich in dieser Dienstvereinbarung eine Lücke herausstellen sollte. 

(5) Die Gesamtmitarbeitervertretung kreuznacher diakonie kann jederzeit die Einhaltung der Vereinbarung überprüfen.

(6) Die Regelungen dieser Dienstvereinbarung gelten bis zum Abschluss einer neuen Dienstvereinbarung weiter (vgl. § 36 Absatz 4 MVG).

(7) Die Rahmendienstvereinbarung tritt zum 1.7.2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Rahmenbetriebsvereinbarung EDV  vom 1.1.2003 außer Kraft.
Bad Kreuznach, den 27.7.2007
kreuznacher diakonie

Der Vorstand 





Die Gesamtmitarbeitervertretung

Pfr. Dietrich Humrich
Dr. Frank Rippel

Andreas Ullrich
...

…


